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Peter Lundgreen

Normierung und Nutzung: Schule zwischen verwaltetem Anspruch
und gesellschaftlicher Inanspruchnahme

Neuere Untersuchungen zur Schulgeschichte des 19. Jahrhunderts

Schule als gesellschafthche Institution erfreut sich nach wie vor eines hohen historiogra-

phischen Interesses, und zwar in ganz unterschiedhchen Fragehorizonten und wissen¬

schaftlichen Traditionen. Eine Möghchkeit, die Spannweite der Untersuchungsrichtungen

auszumessen, liegt in der Unterscheidung zwischen Schulpohtik und Bildungsverhalten,
zwischen dem normierenden Eingriffsverhalten des Staates und der koUektiven Inan¬

spruchnahme des jeweiligen Angebots, zwischen Intention und Funktion. Eine derartige

Gegenüberstellung läßt die Bewertung von Befunden in doppelter Weise zu. Die

normierte Intention kann, gemessen an der reaUsierten Funktion, als „nicht erreicht", als

„überhöht" oder als „in ihrer Bedeutung überschätzt" eingestuft werden. Umgekehrt
kann die Schulrealität, gemessen an der Norm, als „defizitär" oder als „unerwartet

weniger folgenreich", als „relativ autonom" bestimmt werden. Beide Seiten bedürfen

indessen vorderhand immer noch der gründlichen Erforschung, und oft gebieten dabei

Erkenntnisabsicht und Forschungspragmatik eine einseitige Akzentsetzung. Einblicke in

diese Lage vermitteln neuere Untersuchungen zur Schulgeschichte des 19. Jahrhunderts.

Die folgenden Ausführungen sind angeregt von sechs wichtigen Neuerscheinungen, die

hier vorgesteUt, aber auch weiterführend diskutiert werden sollen. Zu diesem Zweck wird

der Versuch unternommen, die verschiedenen Fragestellungen, Forschungsansätze und

Ergebnisse zwei großen Zusammenhängen zuzuordnen: (1) Für das allgemeinbildende
höhere Schulwesen steht zunächst H. Rombergs (1979) große Überblicksdarstellung zur
Geschichte der einzelstaathchen Bildungsverfassung. Darauf folgen die Untersuchungen
von P. Koppenhöfer (1980) und M. Kraul (1980) zu der speziellen, aber besonders

interessanten Frage nach der sozialen Rekrutierung der höheren Schüler. (2) Das vielfach

vernachlässigte gewerbliche Schulwesen wird für seine verschiedenen hierarchischen

Ebenen vertreten mit L. U. Scholl (1978) für das polytechnische Schulwesen; mit Chr.

Schiersmann (1979) für die Provinzialgewerbeschulen; schließlich mit K. Harney

(1980) für die Fortbildungsschule.

1. Höheres Schulwesen

Schule als „Veranstaltung der Verwaltung", als „Leistung des Kulturverwaltungsstaates"
zwischen Reformzeit und Ende des Kaiserreichs (S. 177), ist das zentrale Thema von H.

Romberg (1979). Der „Kulturstaat" des 19. Jahrhunderts verwirkhchte sich „im span¬

nungsreichen Wechselverhältnis von staatlicher Kulturhoheit und staatlichem Dienst an

der Kultur", er nahm „die Bildungsidee als staatsgestaltendes Prinzip in sich auf", und die

„Bildungsverfassung" wird demgemäß greifbar „in den grundlegenden staathchen Bil¬

dungsentscheidungen wie in den zahllosen Detailregelungen des Bildungsverwaltungs-

Z.f.Päd.,28.Jg. 1982, Nr. 5
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rechts" (S. 2). In dem angebotenen „umfassenden Uberbhck über die wichtigsten
schulrechtüchen Bestimmungen der größeren deutschen Staaten im Bereich des höheren

Schulwesens" (S. 5) hegt denn auch der gewichtigste Ertrag dieser Arbeit. Auf der Basis

verstreuter Rechtsquellen zielt der mit immensem Fleiß und erschöpfenden Nachweisen

erstellte Mittelteil (440 S.) auf ein Kompendium zum einzelstaatlichen deutschen Bil-

dungsverwaltungsrecht, gegliedert nach folgenden schulrechthchen Materien: staatliche

Schulverwaltung, staathche Normierang von Schultypen, Kirche und höhere Schule,

pohtische Parteien und höhere Schule, Städte und höhere Schule,private höhere Schulen,

höherer Lehrerstand, Eltem und Schüler. Eingerahmt wird dieser Teil auf der einen Seite

von einer Darstellung der Reflexion des Verhältnisses von Staat und höherer Schule im

Spiegel pädagogischer Theorien (1792-1818), preußischer Schulgesetzentwürfe (1850-

1877) und der zeitgenössischen Rechtslehre (110 S.). Auf der anderen Seite wird die

„Rolle der höheren Schule im geistigen und sozialen Ausleseprozeß des Führungsnach¬
wuchses" (S. 557), insbesondere anhand von Ausbüdungsvorschriften, dargestellt (100

S.).

Es dürfte zu den spezifischen Stärken und Schwächen einer über weite Strecken

kompendienhaften Darstellung gehören, daß man vor einer Fundgrube steht, die für viele

Einzelfragen Material bereitstellt und Antworten anbietet, daß man jedoch nach vollstän¬

diger Lektüre ein - vielleicht schwer vermeidbares - Mißverhältnis empfindet zwischen

der Reihung geordneter Sachkomplexe und dem Mangel an thematischer Analyse, wie sie

im Prinzip an vielen SteUen mögüch gewesen wäre. Das breite Thema gibt hier freiüch

keine klaren Vorgaben. Bleibt damit eine gewisse BeUebigkeit der Akzentsetzung, so soll

dessenungeachtet im folgenden versucht werden, wichtige Befunde unter übergreifenden

Gesichtspunkten schärfer herauszuarbeiten.

1.1. Schule und Staat

Der systematische Vergleich der einzelstaatlichen Bildungsverfassung, dessen stärkere

Durchführung im Horizont der Arbeit Rombergs gelegen hätte, zeitigt für viele

schulrechtliche Materien (z.B. Kirche, Parteien, Städte, Privatschulen, Eltern und

Schüler) ein erstaunhches Ausmaß an Übereinstimmung mit der ausführlicher vorgesteU¬
ten preußischen Entwicklung. Ähnhches gilt für die grundlegende Konstellation von der

Schule als „Veranstaltung der Verwaltung", und zwar wegen der gemeinsamen verfas¬

sungsgeschichtlichen Rahmenbedingungen: Nicht nur im bürokratischen Absolutismus,
sondern auch in der konsitutionellen Monarchie galt die Prärogative der Verwaltung, im

Schulwesen ebenso wie in vielen anderen Bereichen, und das Scheitern aüer Schulgesetz¬
entwürfe (1850-1877) verstärkte nur noch die Herrschaft der Verwaltung über die Schule

gegenüber einem möglichen parlamentarischen Einfluß (S. 177ff.). Lediglich in Sachsen

(1876) und in Elsaß-Lothringen (1873) kam vor 1918 ein Unterrichtsgesetz zustande

(S. 190). Insofern ist es sicherlich faktisch zutreffend, für das BUdungswesen dieser Zeit

das Verwaltungshandeln als „konkretisiertes Verfassungsrecht" zu begreifen (S. 120).

Eine andere Frage ist es freilich, sich dabei das staatliche Selbstverständnb der Zeit, noch

dazu das der Reformzeit, zu stark zu eigen zu machen für die Interpretation der staatlichen

Schulpohtik. Wenn die Verwaltung als „Hort des unparteilichen Sachverstandes" (S. 197)

gilt, wenn von der „Aufgabe" des Staates in der organisatorischen und inhaltlichen
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Bestimmung des Schulwesens die Rede ist (S. 11, 47 u.ö.), wenn ihm als „geistigem
Wesen" nicht der Verzicht „auf eine Weitung der ,Echtheit' der Bedürfnisse" der

GeseUschaft hinsichthch alternativer Bildungsziele zugemutet werden kann (S. 89), dann

atmet die DarsteUung ein erhebhches Maß an Staatsoptimismus und Teleologie, einen

Mangel an Ideologiekritik. Dabei hätten die eigenen Ergebnisse an mindestens drei

Stellen Anlaß geboten, stärker aufdiese Fragen einzugehen. Gemeint sind die Diskrepanz

zwischen den durchweg staatskritischen pädagogischen Theorien (S. 12ff.) und dem

fortschreitenden Prozeß der Verstaathchung des höheren Schulwesens (S. 45); femer die

Wandlungen des Staatsverständnisses und der staatlichen Bildungskonzeptionen selbst,

von der ideahstisch-staatsphilosophischenBegründung der Reformzeit zur proklamierten

Befriedigung der „Bedürfnisse" von Staat und Bürgern (S. 67f., 75ff.); schheßhch die

Konfliktzone zwischen staatlicher SchulpoUtikkompetenz und den Städten, die den

Hauptteil der Schulfinanzierung zu tragen hatten, ohne die „Bedürfnisse
"

der städtischen

Gesellschaft im gewünschten Ausmaß berücksichtigt zu sehen (S. 382ff., 409ff.).

Alternative „Bedürfnisse", im Vergleich zum in allen deutschen Staaten siegreichen und

dominierenden, staatlich verordneten Neuhumanismus des Gymnasiallehrplans mit den

daran geknüpften Berechtigungen, lenken den Blick auf die Imtitutionengeschichte des

höheren Schulwesem. Bemerkenswert in der Perspektive des Ländervergleichs ist

zunächst die Übereinstimmung, mit der das neuhumanistische Gymnasium sich durch¬

setzte und staatsfunktional mit der Rekrutierang und Ausbildung der öffenthchen

Führungsberufe verkoppelt wurde. „Der vollständige Sieg des Neuhumanismus" (S. 235)
ist um so erstaunücher, weil er nicht nur den Staat gegen zeitgenössische Interessen an

einer berufsbezogenen Ausbildung siegreich erscheinen läßt, sondern obendrein den

„Kulturstaat" über die „Finanz-, Handels- und Gewerbeverwaltung" (S. 205f.). Der

gleiche Staat, der damit die Bildungsansprüche der Gesellschaft dem Oktroi eines

„wahren" Bildungsideals unterordnete, konzedierte freilich für Teilbereiche seiner eige¬
nen Beamtenschaft Sonderwege der Rekrutierung außerhalb des neuhumanistischen

(griechischen) Gymnasiums: für Offiziere (S. öllff.), Landräte (bis 1881; S. 589ff.) und

technische Beamte (S. 591ff.). Auf der gleichen Linie liegt natürlich die Duldung und

anschließende staatüche Regulierung des Realschulwesens, insbesondere der bekannte

Kampfum die „Gleichberechtigung" (1870-1900). Der Vergleich zwischen den einzelnen

deutschen Staaten zeigt, daß das preußische höhere Schulwesen, das nach der Reichsgrün¬

dung als stark vereinheitlichendes Vorbild wirkte, vor 1870 vielfach das relativ modernere

war: sowohl in dem Ausmaß der Berücksichtigung reaüstischer Fächer im Gymnasiaüehr-

plan („Utraquismus") als auch in der Stärke des Realschulzweiges selbst (hier nur

übertroffen von Hessen und Württemberg) (S. 198ff., 204f., 292ff.).

Im Bereich der Lehrerrekrutierung für die neuen höheren Schulen zeigen sich interessante

Unterschiede zwischen den deutschen Staaten. Die frühe und radikale Trennung zwischen

Geistlichen und Philologen, wie sie für Preußen seit 1810 vorgegeben ist, kontrastiert

scharf mit der entsprechenden Entwicklung in Bayern (S. 487ff.) und Württemberg

(S. 496ff.), wo Theologen bis nach der Jahrhundertmitte als Gymnasiallehrer arbeiteten.

Umgekehrt wirkte die relativ frühzeitige Zweiteilung der Lehrerbildung mit einer

wissenschaftlichen und einer allgemeinen praktischen Prüfung von Bayern (1873) und

Württemberg (1898) aus auf Preußen (1917) (S. 477, 492ff., 501f.). Nicht in Preußen

durchsetzen konnte sich dagegen die in Württemberg, Sachsen und Baden gegebene
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Möghchkeit, daß VolksschuUehrer sich für die unteren Klassen der höheren Schulen

qualifizierten (S. 502, 510).

1.2. Schule und Universität

Die eigentliche Lehrerbildung vollzog sich auf der Universität, und es ist die Verkoppelung
von gymnasialer Vorbildung, Studium und Staatsprüfung, die das „Bildungsbürgertum"

konstituierte, Philologen zur Teilgruppe der „öffentlichen Führungsberufe" machte. Hier

zeigt sich der staatsfunktionale Aspekt der höheren Schule, und ihm wendet sich die

Verfasserin unter der Frage zu, welche Rolle die höhere Schule im „Ausleseprozeß des

Führungsnachwuchses" gespielt hat. Freilich wäre es nötig gewesen, an dieser Stelle die

Untersuchung zu erweitem und die Geschichte der Universitätsreform einzubeziehen.

Daß dies nicht geschieht, ist um so erstaunlicher, als ein Gutteil der Gymnasialreform
seine pragmatische Legitimation aus der Regelung des Übergangs zur Universität

gewonnen hat.

Für die Verfasserin ist der Begriff des „BUdungsstudiums" zentral, um die „Einheit von

wissenschaftlicher Universitätsausbüdung und schulischer Vorbildung auf neuhumanisti¬

scher Grundlage" zu kennzeichnen (S. 578). „Der Staat füllte... das verfassungsrechtlich
bereits im 18. Jahrhundert verankerte Prüfungsprinzip im höheren Staatsdienst materiell

mit dem neuhumanistischen Bildungsprinzip aus" (S. 577). Dabei dachte er (zunächst)
nicht an eine Arbeitsteilung zwischen Allgemeinbildung (Gymnasium) und Fachbildung
(Fakultätsstudien), sondern an die Fortsetzung gymnasialer Studien auf der Universität.

In Preußen prüften hohe Schulverwaltungsbeamte, als Mitglieder in der Oberexamina-

tionskommission, die Juristen in den allgemeinen Wissenschaften (der philosophischen

Fakultät) (S. 577f., 588f.). Für Geistliche (S. 603) und Ärzte (S. 606f.) galten ähnliche

Bestimmungen für ein „Bildungsstudium". Die Prüfungsreglements für die Philologen

gingen von der „Idee der Gesamtbildung" aus, erstreckten sich „auf alle (!) Hauptlehrge¬
genstände der öffenthchen gelehrten, höheren Bürger- und Realschulen" (S. 474). Der

Druck der wissenschafthchen Spezialisierung führte freilich dazu, daß sich überall der

Fachbeamte immer stärker als Ziel auch der Prüfungsordnungen durchsetzte (S. 475f.,

607). Die Allgemeinbildung war damit vor allem über das Abitur prüfungsrechtlich

verortet; Restbestände des Bildungsstudiums erhielten sich im „Philosophikum" sowie in

den theoretischen Anteilen der praktischen Lehrerausbildung (S. 477).

In Bayern (bis 1849) und Baden (bis 1843) war das „Bildungsstudium" der Juristen

zunächst so organisiert, daß dem Fachstudium ein viersemestriges Studium der allgemei¬
nen Wissenschaften vorauszugehen hatte. Diese Phase der Entwicklung ist indessen

weniger, wie die Verfasserin meint, als Ausdruck des „henschenden Wissenschaftsver¬

ständnisses" (des Neuhumanismus) zu interpretieren (S. 594), sondern als Reükt der

älteren, gemeineuropäischen Universitätstradition, nach der man die „Artistenfakultät"
durchlaufen haben mußte, bevor man in die höheren Fakultäten (Jura, Medizin, Theolo¬

gie) eintrat. Die Verfasserin erfaßt diesen Zusammenhang nur von der Seite des

Gymnasiums, wenn sie feststellt, daß der bayerische „Gymnasialkurs für die Vermittlung
umfassender Allgemeinbildung nicht ausreichte" (S. 595). In Wirküchkeit stehen sich hier

zwei Modelle gegenüber: die ältere Kombination von Lateinschule, Artistenfakultät und

Fachstudium; sowie die jüngere Kombination von Gymnasium und Fachstudium



Schule zwbchen verwaltetem Ampruch und geselbchaftlicher Inampruchnahme 801

(zunächst noch angereichert mit etwas AUgemeinbUdung). Die länderspezifische Verwirk¬

hchung des jüngeren Modells enthüllt zugleich die relative Modernität Preußens und

beleuchtet schärfer, als sonst möglich, die typologische Einordnung des bayerischen

Gymnasiums (S. 235ff.).

Betrachtungen dieser Art werfen Fragen der Kontinuität und des Wandeb auf. Die

Verfasserin tendiert dazu, die Zäsur der preußischen Bildungsreformen so scharf zu

betonen, daß die gesamte Epoche bis zum Ende des Kaiseneichs Einheit gewinnt, der

Kulturstaat dem älteren Wohlfahrtspolizeistaat gegenübersteht (S. 6ff.). Demgegenüber
kann man einerseits eine Reihe von Kontinuitätshnien über die Wende vom 18. zum 19.

Jahrhundert durchziehen, wenn man die büdungstheoretische Akzentuierung des Neuhu¬

manismus weniger stark gewichtet: Der staathche Henschaftsanspruch im Schulbereich

zeigt sich schon im 18. Jahrhundert in der selbständigen Schulverwaltung, in der

Normierung des Bildungsziels (Abitur), vor allem aber im Prüfungsprinzip, in der

staatsfunktionalen Verkoppelung von Bildung und Amt (vgl. S. 572). MögUcherweise
überschätzt man sogar die praktische Bedeutung der neuhumanistischen Kehrtwendung in

der staatlichen Bildungspolitik zu Beginn des 19. Jahrhunderts, wenn man das gemeineu¬

ropäische Erbe der klassischen (lateinischen) höheren SchulbUdung in Rechnung steht.

Weniger die neuhumanistischen Inhalte als ihr Ausschließlichkeitsanspruch führten denn

auch zum Konflikt zwischen Staat und GeseUschaft im Bereich der Schule. Andererseits

sind es gerade derartige Konflikte gewesen, die den Wandel vom Gymnasialmonopolzum

System der höheren Schulen im letzten Drittel des 19. Jahrhunderts herbeiführen halfen.

Und so ist der lange Zeitraum von 1808 bis 1918 keineswegs als einheithche Epoche
neuhumanistischer höherer SchulbUdung anzusehen. Dieser Gesichtspunkt chronologi¬
scher Akzentsetzung kommt in der vorüegenden Darstellung vielfach zu kurz (vgl. aber

S. 67ff., 217ff.). Vielleicht läßt sich, auch im Sinne einer vergröbernden Zusammenfas¬

sung vieler Einzelbefunde, folgende Phaseneinteilung vorschlagen:

(1) Ancien regime: Heterogene Vielfalt höherer Schulen (Ritterakademien, Lateinschu¬

len, Realschulen), keine klare Regelung des Übergangs zwischen Schule und Universität,

aber schon Prüfungsprinzip für die öffenthchen Führungsberufe, daher Studium zunächst

an der Artistenfakultät, dann an einer höheren Fakultät.

(2) 1808-1870: Homogene Vorbildung über das Monopol des neuhumanistischen Gymna¬

siums, Konformitätsdruck dieser privilegierten höheren Schulen auf die realistischen

Anstalten (Lateinunterricht), Gleichsteüung der Artistenfakultät als neue philosophische
Fakultät mit den alten höheren Fakultäten, Fachstudium an einer Fakultät (mit abneh¬

mendem AnteU an universitärer AUgemeinbUdung).

(3) 1870-1918: Heterogene VorbUdung (Aufgabe des Gymnasialmonopols), Öffnung des

Gymnasiums für „moderne" Fächer, Aufgabe der Antike zugunsten von Religion,

Deutsch, Geschichte und Erdkunde als „gemeinsame ethische Grandlage" der höheren

SchulbUdung (S. 228), Gleichberechtigung der höheren Schultypen als „Arbeitsteilung" in

der Pflege der AUgemeinbUdung (und arbeitsteiüg begründete Profüierang des Gymna¬
siums als Pflegestätte der antiken Kultur, Aufgabe des „Utraquismus", S. 232f.),

speziaUsiertes Fachstudium an Universitäten oder Technischen (und anderen) Hochschu¬

len, Verkümmerung der universitären AUgemeinbUdung.
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Derartige inhaltliche Wandlungen mögen eine - zweifelhafte - Bedeutung für die

Quahfikationsfunktion der Schule gehabt haben. Für die staatsfunktionale Verkoppelung
von Bildung und Amt erscheinen sie als vergleichsweise zweitrangig, weil der über

Berechtigungen im Prinzip eneichbare Status jeweils kalkulierbar blieb. Der soziale

Aufstieg über „BUdung" und „Amt" erscheint damit im 18. und 19. Jahrhundert als relativ

unabhängig vom Inhalt der höheren Schulbildung, weil die Maximierung von Chancen¬

gleichheit im BUdungswesen noch außerhalb des Horizonts staathcher BUdungspoütik lag
und damit sich nicht die Frage steUte, ob schichtenspezifische BUdungsbarrieren durch

besonders esoterische Bildungsgegenstände noch erhöht werden.

1.3. Schule und Schüler

Neben dem „geistigen" Ausleseprozeß über höhere Schulbildung - geprägt vom Kampf
um die „Bildungsidee" - mteressiert naturgemäß der „soziale" Ausleseprozeß, der

Zugang zur höheren Schule und seine schichtenspezifische Nutzung. Wenn das Gymna¬
sium des 19. Jahrhunderts die Bildungseüte der Gesellschaft „produzierte", war es

deswegen eine ehtäre Schule zur Reproduktion der führenden Gesellschaftsschichten? Es

kann keinem Zweifel unterliegen, daß Untersuchungen zur sozialen Herkunft der höheren

Schüler gegenwärtig zu den vordringlichstenAufgaben der sozialgeschichtlich orientierten

Bildungsgeschichte gehören. Zentrale Quelle für derartige Untersuchungen sind die

vielfach überlieferten Schülerlisten der einzelnen Schulen. P. Koppenhöfer (1980) stützt

sich für Baden auf diese Quellengattung, bleibt aber, wie ihm selbst bewußt, hinter den

damit gegebenen Analysemöghchkeiten erheblich zurück (S. 321, Anm. 19). Dies gilt
leider nicht nur für die Datenerfassung, die viel differenzierter hätte ausfallen müssen,

sondern auch für einige methodische Aspekte der Analyse, so für den Verzicht auf ein

Schichtungsschema zugunsten einer schwer lesbaren Häufung höchst unterschiedlich

dimensionierter, im gewerbüchen Bürgertum zudem wenig differenzierter Berafsgrap-

pen, aber auch für die Verwendung unterschiedhcher Quotienten unter dem gleichen
Namen des „relativen Schulbesuchs" (S. 49,156). -Trotz dieser Einschränkungen gelangt
der Verfasser zu Ergebnissen, die den Stand unseres gesicherten Wissens erweitem. Quer

zu der Ghederang des Autors, die nicht immer überzeugt, sollen die wichtigsten Resultate

kurz vorgestellt werden.

(1) Frequenzschwankungen und Schülerrekrutierung: Die großen Gewinner der gymnasia¬
len Expansion (1875-1885) waren das Wirtschaftsbürgertum, die VolksschuUehrer und die

unteren Beamten (S. 75, 79).

(2) Schülerrekrutierung und Verweildauer: Abgesehen von den Bauemsöhnen, die meist

Priester werden wollten, liegt die Verweildauer des Wirtschaftsbürgertums deuthch unter

derjenigen der Akademiker und Beamten (S. 82ff.).

(3) Schülerrekrutierung und Schullebtung: Gemessen an den ersten drei Rangplätzen in

der Klasse sowie am Anteil der Repetenten, ergibt sich aus Tabelle 19 folgende
schichtenspezifische SchuUeistung bzw. Beurteilung seitens der Lehrer (S. 106ff., 264):
(a) überdurchschnitthch gut, wenig Repetenten: Akademiker, Lehrer, Bauern; (b) un¬

terdurchschnittlich gut, viel Repetenten: untere und z. T. mittlere Beamte; (c) überdurch¬
schnittlich gut, zugleich viel Repetenten: Handwerker; (d) unterdurchschnitthch gut,
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zugleich wenig Repetenten: kaufmännische Berufe. - Hier wäre es interessant gewesen,

den Zusammenhängen von SchuUeistung und Verweildauer nachzugehen.

(4) Relativer Schulbesuch der Sozialgruppe: Der hier einschlägige Einschulungsquotient
oder Rekratierangsindex ist allein in der Lage, zeitliche Veränderangen im Ausmaß an

Chancenungleichheit anzuzeigen, so schwer es meist ist, die dafür notwendigen Daten zu

finden oder zu erstellen. Der Verfasser unternimmt zwei Versuche in dieser Richtung. Für

ganz Baden deuten die Ergebnisse, die sich auf Berufszählungen stützen, auf einenAbbau

von Chancenungleichheit zwischen 1864 und 1907 hin (S. 152). Für Freiburg und

Mannheim zeigt sich, gestützt auf eine aus Adreßbüchern gezogene Berafsverteilung, eine

Zunahme der relativen gymnasialen Bildungsabstinenz der „unteren, handarbeitenden

traditionell bildungsfemen Berufskreise" zwischen 1855/60 und 1885 (S. 153f.). Eine

weitergehende Schlußfolgerung verbietet sich schon aus dem Umstand, daß hier nur die

Gymnasien, nicht aber auch die - inzwischen nach preußischem Vorbüd reorganisierten -

Realanstalten in der Analyse berücksichtigt sind.

Generell neigt der Autor an verschiedenen Stellen dazu, die weitgehenden Thesen

Müllers (1977) von der zunehmenden sozialen Exklusivität des Gymnasiums im letzten

Drittel des 19. Jahrhunderts für Baden als nicht zutreffend einzuschätzen. Und dies,

obwohl andere Indikatoren, wie Schulgeld, Stipendien und Ausbildungskosten, auch in

Baden in die Richtung einer zunehmenden Selektivität verweisen. Hier ordnen sich die

Kapitel ein, die das Gymnasium im sozialen Bewußtsein der Zeit beleuchten. Aus der

Sicht der ländlichen Bevölkerung mit ihrer „populären Subkultur" wird sehr schön

deutlich, welche „psychischen Opfer" es bedeutete, im Einzelfall den Weg zum Gymna¬
sium zu finden und zu gehen (Kap. 10). Aus der Sicht der Lehrer an den Gymnasien (Kap.
11) spielten die dem modernen BUdungswesen zugehörigen universalistischen Leistungs¬

kategorien erstaunlich lange keine dominante Rolle, erreichten ihren Durchbruch erst im

Gefolge sozialdarwinistischer Ideologeme seit 1890/1900. Welche Bedeutung derartige
sich ändernde „Deutungsmuster der gesellschaftlichen Bildungsverteilung" (S. 205) für

die seiegierende Rolle des Lehrers haben, bleibt offen; aber der statistische Befund läßt

aUenfaUs die Vermutung zu, daß Chancenungleichheit noch stärker abgebaut worden

wäre, wenn diese und andere Barrieren nicht bestanden hätten.

Das neuhumanbtbche „Deutungsmuster" der geseUschafthchen Verteilung von Bildung,

eng verknüpft mit den preußischen Reformen des frühen 19. Jahrhunderts, wird bis heute

kontrovers beurteilt, je nachdem, ob man die proklamierte „Allgemeinbildung" stärker

schulorganisatorisch als die allen Menschen gemeinsame Büdung oder stärker inhaltlich

als zivilisationsfeindliche Geistesaristokratie faßt. Beide Thesen sprechen das Verhältnis

von „Gymnasium und Gesellschaft" an. Auf der normativen Ebene akzentuiert M.

Kraul (1980) die „demokratische Tendenz" (Paulsen) des neuen Gymnasiums, und

diese Vorgabe verschärft die Erwartungen, die an die „Schulrealität" gestellt werden.

Denn die Nutzung des neuhumanistischen Gymnasiums seitens der städtischen Gesell¬

schaft steht im Mittelpunkt ihrer Untersuchung, und der Ansprach der Schule zielt auf

breiteste Rekrutierang. In drei Schritten wird die damit erforderliche Analyse der

gymnasialen Schülerschaft durchgeführt:

(1) Schichtungsmodell ßr die preußbche Geselbchaft im Vormärz: Auf der Basis der

„Klasseneinteilung" der Gesellschaft im Allgemeinen Landrecht (1794) und im Klassen-
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Steuergesetz (1820), ergänzt um eine Fülle von Reglements über die Rangordnung, die

Diäten- und Reisekostenvergütung, wird in subtiler Kleinarbeit ein transparentes
5-Schichten-ModeU entwickelt, das insbesondere die verschiedenen Fraktionen des Bür¬

gertums hkrarchbch differenziert; die Binnenstruktur der einzelnen Schichten, etwa Be¬

sitz- und Bildungsbürgertum, kommt dabei allerdings nur anläßlich von Feinanalysen zum

Tragen.

(2) Städtbche Geselbchaftundgymnmiale Schülerschaft: Für die Gymnasien von 6 Städten

der preußischen Provinzen Rheinland und Westfalen (Reckünghausen, Coesfeld, Min¬

den, Hamm, Trier, Düsseldorf) werden die überlieferten Schülerverzeichnisse ausgewer¬

tet. Das zentrale Datum für die soziale Herkunft der Schüler ist der „Beruf des Vaters",
und nach den Konventionen des erarbeiteten Schichtungsmodells rekrutierten sich

nahezu 80% der fast 7000 erfaßten Schüler aus dem mittleren und unteren Bürgerstand

(Schichten 3 und 4), allein 42% aus Schicht 4 (S. 144). War das Gymnasium des Vormärz

damit städtische Einheitsschule? Sicherhch nicht mit Bezug auf die Unterschicht, die nur

mit 3% unter den Gymnasiasten vertreten war. Das Ausmaß an „Chancengleichheit" zu

bestimmen, hieße im strengen Sinne, für die Gesellschaft der untersuchten Städte die

Sozialstruktur nach den gleichen Kriterien wie für die Gymnasien zu ermitteln. Die

Verfasserin verzichtet auf diesen schwierigen und zeitraubenden Arbeitsschritt. Statt des¬

sen charakterisiert sie (auf der Basis der topographischen Literatur) die Wirtschaftsstrak-

tur der einzelnen Städte. Durch überlegte Veränderang dieser Variable (agrarisch und

gewerblich/beamtenmäßig, klein- und großstädtisch) kann immerhin der quahtative
Nachweis erbracht werden, daß die Sozialstraktur der gymnasialen Schülerschaft abhän¬

gig ist von der Wirtschaftsstruktur der Stadt. Diese Ergebnisse, zusammen mit der starken

Repräsentanz der mittleren Schichten, fuhren dazu, das Gymnasium des Vormärz als

Stadtschule einzustufen (z.B. S. 123).

(3) Soziale Herkunft und Schullaufbahn von Gymnmimten: Schülerlisten enthalten

charakteristischerweise Angaben nicht nur zur sozialen Herkunft, sondern auch zur

SchuUaufbahn des Schülers: Alter, Konfession, Schuleintrittsdatum, Eingangsklasse,

Schulabgangsdatum, Abgangsklasse, Berufswunsch. Nimmt man diese Daten mit Hilfe

der EDV auf, so erschließt man vielfältige Analysemöglichkeiten. M. Kraul nutzt einige
dieser Möglichkeiten, indem sie nach der Abhängigkeit der Schullaufbahnmerkmale von

der sozialen Herkunft der Schüler fragt, und zwar in statistisch abgesicherter Weise. Der

überwältigende Eindruck ist, daß die einzelnen Merkmale (Eingangsklasse, Abgangs¬
klasse, Alter, Verweildauer) eine große Streubreite haben, der gegenüber die schichten¬

spezifische Variation vergleichsweise klein erscheint (S. 145ff.). Immerhin deutet sich an:

(a) Schüler aus oberen Schichten treten relativ häufiger in einem jüngeren Alter in das

Gymnasium ein; (b) Schüler aus unteren Schichten treten relativ häufiger in die Sexta ein,
obwohl ihr Eintrittsalter relativ höher hegt; (c) Schüler aus unteren Schichten gehen (in
einigen Fällen) relativ früher vom Gymnasium ab.

Derartige Ergebnisse verweisen auf ein schichtenspezifisches BUdungsverhalten, das dem

multifunktionalen Charakter des Gymnasiums als Stadtschule (vgl. Müller 1977)
entspricht. Weitergehende Forschungen werden genauere Aufschlüsse bringen können,
wenn sie die nicht-gymnasialen städtischen Schulen in die Analyse einbeziehen, die

einzelnen Merkmale noch stärker differenzieren und zeitliche Veränderangen sowohl der
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GeseUschaft wie der Schülerschaft zueinander in Beziehung setzen. Vorderhand scheint

jedenfalls wenig Veranlassung zu bestehen, die elitebildende Funktion des Gymnasiums
mit einer ehtären Rekrutierang der Gymnasiasten gleichzusetzen, gleichgültig, wie man

Theorie und Ideologie des Gymnasiums interpretieren mag.

2. Gewerbeschulwesen

Dem preußischen Gewerbeschulwesen, von der neuhumanistischen BUdungstheorie als

„Spezialbüdung" jenseits des auf allgemeine Menschenbildung gerichteten Anspruchs

angesiedelt, hat die pädagogische Geschichtsschreibung bis in die jüngste Zeit kaum

Beachtung geschenkt, obwohl die Wirtschaftsgeschichte schon seit Jahrzehnten diesen

Teil des Büdungswesens als bedeutsame staatUche (!) Initiative zur Qualifizierung für die

Wirtschaft über das Medium Schule gewürdigt hat. In dieser Tradition steht naturgemäß
die oberste der drei Etagen des gewerblichen Schulwesens im Vordergrund, die Techni¬

sche Hochschule mit ihren Vorläufern, den polytechnischen Schulen. Daß man den

plausiblen Zusammengang zwischen den einzelstaatlichen Bemühungen um polytechni¬
sche Schulen und um Industrialisierung für die Zeit bis etwa 1860 vermutüch überschätzt,
ist ein wichtiges Nebenergebnis der Studie von L. U. Scholl (1978), die als solche nicht

institutionengeschichtlich, sondern berafsgeschichtlich angelegt ist.

Die Berufsgeschichte der Ingenieure kennt zwei Traditionslinien: die akademische der

Ingenieuroffiziere und Baubeamten; und die handwerkhche der in der Wirtschaft tätigen

Empiriker. Staatliche Normierang der Ausbildung zielt seit dem 18. Jahrhundert auf die

erste Gruppe, und hier ordnet sich die Geschichte der Artillerie- und Ingenieurschulen
ebenso ein wie die der Bau- und Bergakademien. Die Verschulung, mit anschließender

Akademisierung, erfaßte indessen auch die Techniker der gewerblichen Wirtschaft, und

so richtet z.B. Preußen neben der Bauakademie (1799) das Gewerbeinstitut (1821) ein

(vgl. Lundgreen 1975). Daß man traditionell das BerUner Gewerbeinstitut relativ

bescheiden einstuft, wenn man es mit den gleichzeitig gegründeten polytechnischen
Schulen der anderen deutschen Staaten vergleicht, wird als richtig bestätigt, aber auch

erklärbar durch Scholls Arbeit. OffensichtUch verbanden die polytechnischen Schulen,

so jedenfalls die Hannoversche, die Funktionen, die in Berlin Bauakademie und Gewer¬

beinstitut getrennt wahrnahmen. Und so müssen die polytechnischen Schulen für die

ersten Jahrzehnte ihres Bestehens in erster Linie als Pflanzstätten technischer Beamter

angesehen werden (Wege-, Wasser-, Eisenbahnbau).

Auf dem Wege einer kollektiv-biographischen Untersuchung einzelner Teilgruppen von

Ingenieuren gewinnt der Verfasser seine Ergebnisse, die ihn verallgemeinernd davon

sprechen lassen, daß der Staat den „Beraf" des Ingenieurs über Arbeitsplatzabgrenzung
und Ausbüdungskontrolle konstruiert habe (S. 293).Demgegenüber kennt die gewerbli¬
che Wirtschaft das nicht-hierarchische Nebeneinandervon Empirikern und Akademikern

unter den Ingenieuren; freilich überwiegen die Akademiker etwa ab 1860, aber auf ihre

Ausbildung ist seitens der „Wirtschaft" auch zu dieser Zeit noch kein Einfluß genommen

worden, dafür jedoch von der Technikerbewegung selbst (S. 406ff.). Ob die eher

professionspoütisch als technologisch determinierte Akademisierung der privatwirtschaft-
üch beschäftigten Ingenieure zu einer Veränderung ihrer sozialen Herkunft im Sinne einer
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Verringerung sozialer AufstiegsmögUchkeiten geführt hat, erscheint nach Scholl zwei¬

felhaft, weil sich schon bis 1870 bemerkenswert viel Ingenieure aus den höheren Schichten

rekrutierten (S. 418ff.). Offensichthch boten Status und Funktion des Ingenieurs auch

ohne die „höheren Weihen" des über Gymnasialbildung vermittelten Sozialprestiges eine

hinreichend attraktive Ersatzkarriere selbst für Söhne aus dem Bildungsbürgertum.

Für die mittlere Etage des gewerblichen Schulwesens, die späteren technischen Mittel¬

schulen (höhere und niedere Fachschulen), sind die Provinzialgewerbeschulen der wich¬

tigste Typus aus der frühindustriellen Epoche. Die bUdungspoUtische und sozialgeschicht¬
üche Einordnung dieser Provinzialgewerbeschulen als Büdungsinstituüonen setzt sich

Chr. Schiersmann (1979) zum Ziel; sie ist an den „sozialhistorischen Voraussetzungen"
sowie an den „bildungs- und gesellschaftspolitischen Konsequenzen" der preußischen

„Berufsbildungspolitik im 19. Jahrhundert" am Beispiel der Provinzialgewerbeschulen
interessiert (S. 7). In der regionalen Begrenzung auf die preußischen Provinzen Rheinland

und Westfalen gehngt es ihr, „den vorhandenen Aktenbestand über die Provinzial-

Gewerbeschulen auflokalerund Regierungsebenemöghchstvollständig auszuwerten" (S.

7) und die Befunde auf den Wirtschaftsraum Rheinland/Westfalen zu beziehen. Die

Ebenen der Darstellung unterscheiden dabei sorgfältig zwischen den generellen Vorgaben
des Ministeriums, der kommunalen Reaüsierung und Modifizierung dieser Vorgaben in

der lokalen Schulgeschichte, dem bUdungspoUtischen Selbstverständnis der verschiede¬

nen Akteure und der „Schulreahtät", wie sie sich vor allem in einer minuziös genauen

Beschreibung der Schülerpopulation hinsichthch aller erfaßbaren Merkmale rekonstru¬

ieren läßt.

2.1. Schule und Stadt

Um die Ergebnisse knapp zu referieren, bietet sich die Frage nach Diskrepanzenzwischen

ministeriellen Normen und kommunaler Praxis an. Das Handels- und Gewerbedeparte¬
ment (Beuth) wollte eine einklassige Vollzeitschule, die eme allgemeine naturwissen¬

schaftlich-technische Grandbildung (Zeichnen, Mathematik, Naturkunde) für alle

Gewerbe (unter besonderer Berücksichtigung der Bauhandwerker) vermitteln und

zugleich für die obere Klasse des Berliner Gewerbeinstituts vorbereiten sollte. Für diese

„Gewerbeschule" setzte man eine Vorbildung voraus, die über der Elementarschulbildung

liegen, an die lokalen Bürger- und Stadtschulen anknüpfen sollte. Als Adressatenkreis

dachte man zwar auch an Handwerker, vor allem aber an Untemehmersöhne (Konzeption
der Techniker-Elite). Die Kommunen (und die Lehrer der Gewerbeschulen) befürworte¬

ten und realisierten, auf zusätzUche kommunale Kosten, eine andere Version: Alle

Provinzial-Gewerbeschulen der preußischen Westprovinzen waren bereits vor 1850

zweiklassige Vollzeitschulen; sie öffneten sich bewußt dem Schüler mit Elementarschulbil¬

dung, lösten das Vorbildungsproblem teüs durch Einrichtung einer vorgeschalteten
Klasse, teils durch organisatorische Verbindung mit der lokalen Bürger- oder Realschule.

Ihr Adressatenkreis waren vornehmlich die Handwerker und Kleingewerbetreibenden
der lokalen Wirtschaftsregion.

Diese kommunale Version des Gewerbeschulkonzepts nahm damit einerseits schon

wesentliche Züge der Reorganisation von 1850 vorweg, vor allem die Zweiklassigkeit und

die faktische Loslösung von der- an die Vorbereitung auf das Gewerbeinstitut geknüpften
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- Elite-Konzeption (S. 203ff., 210ff.). Auf der anderen Seite näherten sich die Gewerbe¬

schulen vor 1850 teüweise in erhebhchem Ausmaß den Realschulen durch die Aufnahme

„allgemeinbüdender" Fächer (Deutsch, Geschichte, Geographie, neuere Sprachen) als

fakultatives Angebot (S. 110ff.). Daß Lehrer und Kommunen diese Entwicklung unter

Gesichtspunkten der „Emanzipation" (des Wirtschaftsbürgers und der BUdungsüistitu¬

tion) in der von Berechtigungen geprägten sozialen Hierarchie, der gegebenen Verknüp¬
fung von „Bildung" und geseUschaftUchem Status, forderten und durchsetzten, ist leicht

einsehbar (S. 85f., 112). Diese Tendenz besiegelte freiüch, wie bekannt, langfristig das

Schicksal der Gewerbeschulen, denn mit den seit 1832 und 1859 über Berechtigungen
privilegierten Realschulen konnten sie nicht um den nahezu identischen Adressatenkreis

konkurrieren. Das Ministerium steuerte zwischen 1850 und 1870 der drohenden Entwick¬

lung zwar energisch entgegen, indem z. B. die organisatorische Trennung von Realschulen

verlangt wurde (S. 216ff.). Als sich aber die Statusinteressen der neuen, quasi-akademi-
schen Technikergeneration mit denjenigen der GewerbeschuUehrer und Kommunen

verbanden, geriet die alte Gewerbeschule hoffnungslos ins Hintertreffen, und die meisten

wurden in Oberrealschulen und Realschulen umgewandelt (durch Ausbau der unteren

Klassen und Verzicht auf die Fachklasse).

Ohne die Bestrebungen der GewerbeschuUehrer ideologiekritisch zu bewerten, wird die

Entwicklungsgeschichte der Gewerbeschule dahingehend zusammengefaßt, daß es nicht

gelungen sei, „die allgemeinen und die berafsbezogenen Bildungsinhalte so zu integrieren,
daß sich daraus ein selbständiger und lebensfähiger Schultyp entwickelte" (S. 280). Zu

dieser - retrospektiven - Prognose neigt die Verfasserin von Anfang an aufgrand ihrer aus

der gegenwärtigen Diskussion gewonnenen Wertmaßstäbe. Ausgehend von dem Postulat

einer „Integration allgemeiner und beruflicher BUdung" (S. 1) als der adäquaten

pädagogbchen Lösung des Berafsbüdungsproblems, geißelt sie die „Forderang nach

organisatorischer und inhalthcher Trennung von allgemeiner und spezieller Bildung" als

„den für die Entwicklung des deutschen Bildungssystems wohl folgenschwersten Kern¬

punkt des neuhumanistischen Reformkonzepts" (S. 31). Ihr Herz gehört dem ModeU der

HECKERSchen Realschule des 18. Jahrhunderts, und sie benutzt die - irreführende -

Denkfigur von der „Auflösung" der „Einheit" von aUgemeiner und beruflicher Bildung (S.
6, 186, 283), als ob diese Einheit im Deutschland des 18. Jahrhunderts oder in den

europäischen Staaten des 19. Jahrhunderts jemals bestanden hätte. Den Gründern der

preußischen Gewerbeschule wirft sie einseitige Rücksichtnahme auf wirtschaftspohtische

Gesichtspunkte, mangelnde pädagogische und bildungspolitische Reflexion vor (S. 34,43,

53).

In dem Bemühen, eine Art technisches Gymnasium als die adäquate, aber nicht

verwirklichte Lösung des BUdungsproblems für den Wirtschaftsbürger erstehen zu lassen

(vgl. S. 13, 116), geht die Verfasserin so weit, den Vater der - angebUch nicht

lebensfähigen - Gewerbeschulen, Beuth, zum Kronzeugen des langfristig besseren

Modells zu machen: Beuth habe die Gewerbeschulen nur als „Übergangslösung"
konzipiert angesichts eines defizitären Bürgerschulwesens (S. 44f.); er habe an deren

Auflösung gedacht, sobald nur genügend leistungsfähige Bürgerschulen (im Sinne von

lateinlosen Realschulen) vorhanden seien. Hier wird ausgerechnet Beuth zum heimli¬

chen Advokaten der späteren Oberrealschule, obwohl er sich von einer in diese Richtung
zielenden Konzeption, die Kunth vertrat, absetzte (S. 45 ff.) und obwohl das Ministerium
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nicht müde wurde, Bestrebungen zu bekämpfen, die auf die Erweiterang des Unterrichts¬

angebots um „allgemeinbildende" Fächer hinausliefen (S. 107, 115f.). In Wirkhchkeit

nahm Beuth die „vorübergehende" Bürgerschulfunktion der Gewerbeschule in Kauf, bis

die Vorbildungsfrage besser gelöst werden konnte (S. 136).

Eine ähnhche Fehlinterpretation unterläuft der - sonst sehr behutsam und sorgfältig

argumentierenden - Verfasserin hinsichthch der Vorstellungen Beuths über die adäquate

Ausbildung von technischen Verwaltungsbeamten (S. 23ff.). Beuth dachte nicht an eine

technische Ausbildung als Alternative zur juristischen, sondern an eine technische

Zusatzausbildung für Juristen. Es ging ihm nicht um eine Gleichstellung von Technikern

und Staatsbeamten. Schheßüch ist es ein ebenfalls aus dem anti-neuhumanistischen Affekt

geborenes Fehlurteil, wenn aus dem Scheitern der Pläne zur Errichtung einer ecole

polytechnique in Berün (1820-1850) gefolgert wird, „daß sich Naturwissenschaftler und

Techniker bis zum Ende des 19. Jahrhunderts ihr Sozialprestige außerhalb des akademi¬

schen Bereichs erkämpfen mußten" (S. 757. Hier werden Universität und Technische

Hochschule - diese auch schon vor ihrer offizieUen Akademisierung - gröbüch unterbe¬

wertet.

Löst man sich von derartigen irritierenden Bewertungen, die ja in ihrer Summe die

Entwicklung der Gewerbeschulen zu Oberrealschulen in durchaus ambivalentem Licht

erscheinen lassen, so kann man gerade auf der Basis der von Schtersmann erschlossenen

und vorgelegten Befunde zu einem eher positiven Urteil über die Provinzialgewerbeschu¬
len kommen. Ihrer wirtschaftspohtischen Aufgabe im Rahmen der Industrialisierung sind

sie, wie die Verfasserin plausibel macht, trotz relativ kleiner Schülerzahlen weitgehend

gerecht geworden, und zwar vor aUem mit Rücksicht auf regionale Bedürfnisse. In sozial-

geschichtlicher Hinsicht waren sie, wie die sorgsame Analyse mit Hilfe des von M. Kraul

(1980) entwickelten Schichtungsmodells ergibt, typischerweise eine nahezu einzigartige

Qualifizierungseinrichtung und damit auch Mobiütätsschleuse für Elementarschulabsol¬

venten und für das „niedere Bürgertum" (bes. Handwerkersöhne). Inwieweit diese

Mögüchkeiten nach 1870/78 noch bestanden, ist zweifelhaft, kann aber nur durch

weiterführende Forschungen geklärt werden. Grandsätzüch ist die Geschichte der Provin¬

zialgewerbeschulen, und hier ist der Verfasserin voU zuzustimmen, deswegen so lehrreich,

weil sie zeigt, „daß selbst ein Schultyp, dessen Entstehung und Durchsetzung außerordent¬

lich eng mit ökonomischen Faktoren verknüpft ist, in seiner Entwicklung nicht ausschheß¬

Uch durch diese Determinante gesteuert wird". Einflußgrößen wie „die normierende

Strakturvon .AUgemeinbUdung'" und die „Absicherung von Statushierarchien" haben ihr

eigenes Gewicht, lassen sich nicht auf die ökonomische Komponente reduzieren (S. 281,

283).

2.2. Schule und Schulsystem

Nimmt man außerökonomische Bestimmungsgründe für die Entstehung und Entwicklung
eines Schultyps zum systematischen Gegenstand der Analyse, dann kann man, in

begründet „vereinseitigender Gewichtung", nach der „büdungssystemintemenDynamik"

fragen (S. 19). Dies tut K. Harney (1980) auf hohem Reflexionsniveau mit Bezug auf die

Fortbüdungsschulen, die unterste Etage im beruflichen BUdungssystem. Zwei zentrale

Theoreme üegen seinem „Deutungsmuster" „für die sinninterpretierende Erschüeßung"
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von zumeist publizierten Quellen zugrunde (S. 16,18): (1) Schule ist eine „Definitionsin¬
stanz" für die Bestimmung von Qualifikationen und von Status (S. 1). „Berechtigungen
sowie die ihnen vorgelagerten Prüfungen und Lehrpläne" definieren „Arbeitsanforderan-

gen in Qualifikationen" um, sortieren sie nach Berufen und unterwerfen sie „einer

horizontalen wie vertikalen Typisierang" (S. 11; vgl. dazu Dressen 1977). (2) Die „durch
einmal geschaffene Karrieren im BUdungssystem kreierten Wertsicherangs- und Prestige¬
interessen" verursachen als „dynamisierendes Prinzip" (S. 150) einen von oben nach unten
verlaufenden Hierarchierungsprozeß; um den Wert von Qualifikationen und Status vor

Inflationierung zu schützen, werden „inferiore, aber immer noch hinlänghch attraktive

Ersatzkarrieren aufgebaut, die Aufstiegsaspirationen abkühlen und den Wert der überge¬
ordneten Ebenen sichern bzw. erhöhen" (S. 8). Der diesem Prozeß systematisch zugrande
hegende „Inferioritätsbedarf" des BUdungssystems findet seine Grenze auf einer unteren

Ebene in Schultypen, die „karrierenegierend" und damit „statusirrelevant" sind (S. 8,60,

76).

Die preußische Fortbildungsschule des späten 19. Jahrhunderts wird als eine derartige
Schule ohne eigenen Inferioritätsbedarf nach unten bestimmt. Um diesen Gesichtspunkt

herauszuarbeiten, verfolgt der Verfasser in großen Bögen die Geschichte des gesamten

gewerbhchen Berafsbildungssystems unter der Ausgangshypothese: Der „zunehmende

Institutionaüsierangsgrad des beruflichen Schulsystems im 19. Jahrhundert" läßt sich „als

Auflösung zunächst offener, durch geringe Spezifikation der angeworbenen Küentel

gekennzeichneter Angebote in solche mit hoher Spezifikation der Klientel" beschreiben

(S. If.). Der Ausdifferenzierangsprozeß von der freiwüügen Handwerkerfortbüdungs-
schule über die Provinzialgewerbeschule zur Oberrealschule (1878) und zur technischen

Mittelschule (1890er Jahre) ist schon oft beschrieben worden. Hier wird er büdungssystem-
intern gedeutet als Hierarchierungsprozeß, gesteuert vom Inferioritätsbedarf bestimm¬

ter Adressaten und der Lehrer. Insbesondere die Provinzialgewerbeschule bietet sich für

diese Sichtweise an. Ihre eigentümhche Doppelsteüung zwischen Fachschule („autonome

Funktion") und Vorbereitungsschule („inferiore Funktion") für das Gewerbeinstitut

führte schheßhch zur institutioneUen Verselbständigung erst ihrer „inferioren Funktion":

Oberrealschule (als Statusaufwertung durch Einbezug in die Sphäre der Allgemeinbil¬

dung); dann zur institutioneUen Verselbständigung ihrer alten „autonomen Funktion" in

den neuen technischen Mittelschulen (für „Techniker zweiten Grades"), unter sich

hierarchisch gestuft für Schüler mit oder ohne das „Einjährige" der höheren Bildung

(Statusaufwertung durch Abgrenzung nach unten).

Die entscheidende zeithche Zäsur dieser Entwicklung hegt 1870; der Verfasser wendet

seine Aufmerksamkeit in nicht ganz einsichtiger Weise stärker der frühen Zeit (1818-

1870) zu, mit dem Fazit, daß die Tendenz der Provinzialgewerbeschule eher auf die

Fachschule für „Techniker zweiten Grades" hinaushef (S. 48,51). Um so erklärangsbe-

dürftiger bleibt die Kursänderung von 1870/78, und es ist bedauerhch, daß diese weniger

genau erforschte Periode hier nicht stärker empirisch fundiert wird. Das gleiche gilt für die

technischen Mittelschulen der 1890er Jahre. Insbesondere wäre es nötig gewesen, die

„niedere Fachschule" viel genauer hinsichthch ihrer Gründungsbedingungen und ihrer

Klientel darzustellen. Denn gerade auf sie kommt es an, wenn man die FortbUdungsschule
durch ihre relative Lage im BUdungssystem, also vor allem zu ihrem rangnächsten

„Nachbarn", kennzeichnen will.
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Die „Typen- und Schichtenspezifizierung des Gewerbeschulsektors" erzeugte, so die

zentrale These des Autors für seinen eigentüchen Untersuchungsgegenstand, einen

„Bedarf an Inferiorität", durch den „die Fortbildungsschule ihr spezifisches Profil und ihre

Lagebestimmung" erhielt (S. 62). Die „Inferiorisierang von Schule und Schülern im

Gesamtsystem beruflicher Büdung" ist „als durchschlagendes und konstantes Motiv

preußischer FortbUdungsschulpoUtik erkennbar" (S. 67). Als entscheidende Charakteri¬

stika dieser „Inferiorisierung" werden der (seit den 1890er Jahren faktisch weitgehend

durchgesetzte) Pflichbchulcharakter sowie die explizite Unterstellung eines Erziehungs¬

bedarfs für die Schüler angesehen (S. 69). Dementsprechend wendet sich das ministerielle

Eingriffsverhalten gegen die noch bestehenden freiwühgen Fortbildungsschulen (S. 78 ff.)
und richtet die „normative Auslegung" der Pfüchtfortbüdungsschule „an der Synthetisie-

rang von legitimatorischem Berafsbezug und Erziehungsanspruch" aus (S. 103). Die

pädagogische Theorie der Fortbüdungsschule fügt sich, „als Ausdrack der legkimatori-
schen und pohtischen Selbstbehauptungsprobleme aus der Perspektive der Lehrer,

Bildungspolitiker und Aufsichtsbeamten" (S. 118), in die inferiore Stigmatisierung der

Fortbüdungsschule stilisierend ein: Die Lehrer werden zu „professioneUen Moraünterpre-

ten", die Schüler zu „Opfern, die solche Interpretationen nötig haben" (S. 146).

Im Ergebnis drängt sich dem Leser folgendes Bild auf: In einem mit großer „Subtilität" (S.

80) gesponnenen Netz, dem BUdungssystem mit seinen durch Inferioritätsbedarf konstitu¬

ierten, hierarchisch gestuften Maschen, zappelt der Fortbildungsschüler hoffnungslos,
aber zufrieden, am äußeren Rand, weil sein Schultyp zugleich karrierenegierend und

aspirationshemmend ist. Gegen diese geschlossene Welt sprechen aUerdings Einwände,

die z.T. nicht in Sicht kommen, wenn man das vom Verfasser gewählte Deutungsmuster
mit seiner Selektivität in Rechnung steUt.

(1) Die Einschätzung des ministerieUen Eingriffsverhaltens hinsichtüch seiner organisato¬
rischen und normativen Konsistenz und Durchschlagskraft ist mit der „Schulreahtät" zu

konfrontieren, wie sie z.B. in der „kommunalen Version" der Provinzialgewerbeschulen
faßbar ist (vgl. Schiersmann 1979).

(2) Die pädagogische Theorie eines Schultyps sagt mehr zur aUgemeinen Geistesge¬
schichte sowie zur Ideologie von Pädagogen als Profession, weniger zur Realgestalt des

Schultyps.

(3) Der „Inferioritätsbedarf" des beruflichen Bildungssystems hinsichthch einer Pflicht¬

fortbildungsschule als „Letztinstanz, auf deren Kosten das fachschuhsche System der

Ersatzkarrieren aufgebaut wurde" (S. 90), war erst in den 1890er Jahren gegeben. Die

Fortbüdungsschule ist aber viel älter, und „die staathche Aufmerksamkeit konzentrierte

sich" lange Zeit „auf die zwischen Fortbildungs- und Technischer Hochschule zu schaffen¬

den Zwischeninstanzen" (S. 73). Der Hierarchisierungsprozeß verläuft damit chronolo¬

gisch nicht von oben nach unten, sondern nach dem Prinzip einer internenAusdifferenzie¬

rung. In diesem Prozeß muß der Verfasser das Zurücktreten der „aUgemeinen" Fortbü¬

dungsschule, die vom Kultusministeriumunter volksschulpädagogischen Gesichtspunkten
bis 1885 verwaltet wurde, zugunsten der „gewerblichen" Fortbildungsschule mit ihren

curricularen Vorzügen eigentümhch unterbewerten, weil die „Inferiorisierang" als „Letzt¬

instanz" in einem System von Relationen der zentrale Gesichtspunkt ist.
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(4) Die individueUe Nutzung der jeweiügen Angebotsstraktur des BUdungssystems ist viel

variationsreicher als die Rede von spezifischer Küentel unterstellt. Um so mehr gilt dies,

wenn die Angebotsstruktur selbst durchaus alternativ interpretiert werden kann. So

bedeutet die Umwandlung der freiwiUigen Handwerkerfortbüdungsschule (mit offener

Straktur und heterogener Klientel) in die normierte PfhchtfortbUdungsschule (mit

spezifischer Klientel) nach den Kriterien des Autors, daß die neue normierte Fortbil¬

dungsschule karrierebezogen wird, weil sie die „Individualisierung beraflichen Lernens"

auflöst und dafür den Zugang zur niederen Fachschule systematisch und kalkulierbar

eröffnet (S. 79f.). Die entscheidende „Demarkationslinie" (S. 60) verüefe dann zwischen

niederer und höherer Fachschule, aber auch sie war nicht so scharf ausgeprägt, weil die

niedere Fachschule immerhin für die untere technische Beamtenebene „berechtigungsfä¬

hig" war (S. 152). Selbst die untersteüte aspirationshemmende Verankerung des Fortbil¬

dungsschülers in der Welt des Handwerks ermöghchte angesichts der bekannten - und

zeitgenössisch beklagten - sozialen Aufstiegsmobüität des Handwerks intergenerationelle
Mobiütät für den Fortbildungsschulabsolventen (S. 104f.).

Der weiteren Forschung sind damit zwei grundsätzliche Aufgaben gesteUt: Zum einen gut

es, die büdungssystemz'nterne Dynamik noch genauer zu analysieren, sowohl hinsichthch

ihrer regionalen/lokalen Ausprägung als auch hinsichthch ihrer sozialgeschichthchen

Auswirkungen. Zum anderen wird man sich daran versuchen müssen, die büdungssystem-
extemen Einflußgrößen sowie die „Grenzbestimmung" zwischen beiden Bereichen in

die Analyse einzubeziehen (S. 19). Daß das relative „Gewicht" nicht-ökonomischer

Faktoren dabei kaum überschätzt werden kann, scheinen mir nicht zuletzt die hier

vorgestellten neueren schulgeschichtlichen Arbeiten in durchaus unterschiedhcher Weise,

aber gleichsinnig nahezulegen.
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